443.14
Verordnung
iiber die Quote fiir europiische Filme und Investitionen
in das Schweizer Filmschaffen

(FQIV)

vom 6. September 2023 (Stand am 1. Januar 2024)

Der Schweizerische Bundesrat,

gestiitzt auf die Artikel 24a Absatz 3, 24e Absatz 1 und 34 Absatz 1
des Filmgesetzes vom 14. Dezember 2001! (FiG),

verordnet:

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen
1. Abschnitt: Gegenstand

Art. 1
Diese Verordnung regelt:

a. die Kontrolle der Einhaltung der Pflicht, mit den Abrufdiensten zur Vielfalt
des Filmangebots beizutragen;

b. die Kontrolle der Einhaltung der Pflicht, in Fernseh- und Abrufdiensten das
unabhéngige Schweizer Filmschaffen zu beriicksichtigen (Investitions-
pflicht), sowie die Erhebung der Ersatzabgabe;

c. die Registrierungs- und die Berichterstattungspflicht der der Unternehmen mit
Fernseh- oder Abrufdiensten;

d. die Meldung der bezahlten Abrufe von Filmen;
e. die Information der Offentlichkeit.

2. Abschnitt: Begriffe

Art. 2 Anrechenbare Filme

1 Als anrechenbare Filme gelten Filme einschliesslich Serien nach Artikel 2 Absatz 1
FiG, die den Genres Dokumentarfilm, Spielfilm oder Animationsfilm zugeordnet wer-
den konnen, sowie audiovisuelle Werke, die in vergleichbarer Weise narrativ struktu-
riert oder kreativ gestaltet sind.

2 Nicht als anrechenbare Filme gelten:

a. tagesaktuelle Sendungen, Berichte und Reportagen;
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Art. 3

Unterhaltungssendungen, insbesondere Talkshows, Realityshows und Spiele;

Live-Aufnahmen und Aufzeichnungen, namentlich von Sportveranstaltun-
gen, Konzerten und Theatervorfithrungen;

Computerspiele;

Filme, die nach Artikel 16 Absatz 1 Buchstaben a und b FiG keine Finanzhil-
fen erhalten;

Imagefilme;

von der Filmférderung ginzlich ausgeschlossene Filme nach Artikel 16 Ab-
satz 2 FiG.

Weitere Begriffe

In dieser Verordnung bedeuten:

a.

Medienangebot: audiovisuelle Inhalte, die der Allgemeinheit zum Konsum
angeboten werden;

Fernsehdienst: ein Medienangebot, das anrechenbare Filme enthélt und linear
als Programm nach Artikel 2 Buchstabe a des Bundesgesetzes vom 24. Mirz
20062 iiber Radio und Fernsehen (RTVG) verbreitet wird;

Abrufdienst: ein Medienangebot, das anrechenbare Filme enthilt und als Ka-
talog im Internet oder iiber sonstige elektronische Kommunikationsnetze zum
Abruf angeboten wird;

langer Film:

1. Spiel- oder Animationsfilm ab 60 Minuten Dauer oder Serie des entspre-
chenden Genres mit einer Gesamtdauer ab 120 Minuten pro Staffel,

2. Dokumentarfilm ab 50 Minuten Dauer oder Serie des entsprechenden
Genres mit einer Gesamtdauer ab 100 Minuten pro Staffel,

3. ibrige anrechenbare Filme ab 50 Minuten Dauer.

3. Abschnitt: Geltungsbereich

Art. 4

Nicht unterstellte Unternehmen
(Art. 24a Abs. 2 und 24b Abs. 1 und 2 FiG)

I Nicht den Verpflichtungen des FiG unterstehen:

a.  Unternehmen, die ausschliesslich Programme Dritter weiterverbreiten;
b. Unternehmen mit Sitz im Ausland, deren Medienangebot in der Schweiz emp-
fangbar ist, die aber nicht auf das schweizerische Publikum abzielen.
2 SR 784.40
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2 Fiir die Beurteilung, ob ein Unternehmen mit Sitz im Ausland auf das schweizeri-
sche Publikum abzielt, sind folgende Kriterien massgeblich:

a. die thematische Auswahl der Filme und die Ausrichtung der iibrigen Medien-
inhalte sowie die Art der Prasentation des Medienangebots;

b. die Preise und Bezahlmdéglichkeiten fiir den Fernseh- oder Abrufdienst;
c. die Herkunft von Werbekundinnen und Werbekunden;
d. das Zielpublikum der Werbung.

Art. 5 Ausgenommene Unternehmen
(Art. 24a Abs. 3 und 24e Abs. 2 FiG)

1 Unternehmen, die in der Schweiz Fernseh- oder Abrufdienste anbieten, sind von den
Pflichten nach den Artikeln 24a—24fFiG ausgenommen, wenn sie:

a. mit diesen Diensten in der Schweiz einen Umsatz von weniger als 2,5 Millio-
nen Franken pro Kalenderjahr erzielen;

b. pro Kalenderjahr hochstens zw6lf lange anrechenbare Filme zeigen oder an-
bieten; oder

c. in der Schweiz nur zeitversetztes Fernsehen anbieten (Art. 61a Abs. 1
RTVG3).
2 Auf Gesuch hin werden von den Pflichten nach den Artikeln 24a—24f FiG ausge-
nommen:

a. Unternehmen, fiir die die Einhaltung der Verpflichtungen unméglich oder un-
zumutbar ist, namentlich, weil ihr Medienangebot auf eine kulturelle oder
sprachliche Minderheit ausgerichtet ist und keine entsprechenden europii-
schen Filme, Filme schweizerischer Herkunft oder unabhéngig produzierten
Filme verfiigbar sind;

b.  Unternehmen, die ihr Medienangebot nicht selber zusammenstellen, sondern
von einem Dritten ibernehmen und es unverandert anbieten.

3 Eine Ausnahme nach den Absétzen 1 und 2 entbindet nicht von der Erfiillung der
Registrierungs- und Meldepflichten nach dem 3. Abschnitt des 3a Kapitels des Film-
gesetzes. Fiir die Berichterstattungspflicht gilt Artikel 25 Absatz 3.

2. Kapitel: Forderung der Vielfalt des Filmangebots von Abrufdiensten

Art. 6 Europiische Filme
(Att. 24a Abs. 1 FiG)

Als européische Filme gelten anrechenbare Filme, die:

a. als Schweizer Filme nach Artikel 2 FiG hergestellt oder als schweizerisch-
ausldndische Koproduktionen anerkannt wurden;
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b. auseinem Land der Européischen Union stammen,;

c. aus einem Land stammen, das das Europiische Ubereinkommen vom 5. Mai
19894 iiber das grenziiberschreitende Fernsehen unterzeichnet hat; oder

d. als Koproduktionen nach dem Europiischen Ubereinkommen vom 2. Oktober
19925 iiber die Gemeinschaftsproduktion von Kinofilmen oder nach dem
Ubereinkommen des Europarats vom 30. Januar 20176 iiber die Gemein-
schaftsproduktion von Kinofilmen hergestellt wurden.

Art.7 Berechnung des Anteils européischer Filme

I Die Berechnung des Anteils der europiischen Filme am Filmkatalog eines Abruf-
diensts erfolgt auf Grundlage der Anzahl der langen anrechenbaren Filme.

2 Auf Verlangen des Unternehmens erfolgt die Berechnung auf Grundlage der
Gesamtdauer der anrechenbaren Filme, sofern das Unternehmen die entsprechenden
Angaben tiber das Filmangebot zur Verfiigung stellt.

3. Kapitel:
Beriicksichtigung des unabhiingigen Schweizer Filmschaffens

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 8 Filme schweizerischer Herkunft
I Als Filme schweizerischer Herkunft gelten:
a. Schweizer Filme nach Artikel 2 Absatz 2 FiG;
b. anerkannte, schweizerisch-auslandische Koproduktionen.

2 Als Nachweis der Herkunft gilt das Ursprungszeugnis oder die Anerkennung der
Koproduktion durch das Bundesamt fiir Kultur (BAK).

3 Bei Auftragsfilmen (Art. 12) priift und bestétigt das BAK auf Gesuch die schweize-
rische Herkunft. Dabei sind die an die Produktionsfirma gestellten Anforderungen
durch die ausfiihrende Produktionsfirma zu erfiillen und das Entgelt des investitions-
pflichtigen Unternehmens sowie dessen Rechte werden ihr als eigener Anteil zuge-
rechnet. Das Gesuch kann vom investitionspflichtigen Unternehmen oder von der aus-
fithrenden Produktionsfirma gestellt werden.

Art. 9 Unabhéngige Dritte
(Att. 24c Abs. 1 FiG)

I Als unabhingige Dritte gelten Personen und Unternehmen, die weder im Besitz noch
unter dem massgeblichen Einfluss von investitionspflichtigen Unternehmen, noch mit
diesen wirtschaftlich eng verbunden sind.
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2 Produktionsfirmen gelten als unabhéngige Dritte, wenn sie zuséitzlich die folgenden
Anforderungen erfiillen:

a. Sie erfiillen die Anforderungen nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b FiG.
b. Sie verfiigen {liber eine professionelle Organisation.
c. Sie stellen seit mehr als zwei Jahren in der Schweiz Filme her.

d.  Sie haben in den letzten fiinf Jahren, beziechungsweise seit ihrer Griindung
hochstens die Hélfte ihrer Filme als Auftragsfilme fiir das investitionspflich-
tige Unternehmen hergestellt.

3 Wird eine neue Produktionsfirma nur fiir die Herstellung eines bestimmten Filmpro-
jekts gegriindet, miissen anstelle der Anforderungen von Absatz 2 Buchstaben ¢ und
d Produzentinnen oder Produzenten das Projekt verantworten, die mehrjéhrige Erfah-
rung in der Herstellung unabhéngiger Filmprojekte aufweisen.

2. Abschnitt: Anrechenbare Aufwendungen

Art. 10 Anrechenbare Aufwendungen fiir Filme

Anrechenbar sind ausschliesslich Aufwendungen nach Artikel 24¢ Absétze 1 und 2
Buchstaben a—c FiG fiir anrechenbare Filme.

Art. 11 Anrechenbare Aufwendungen fiir den Ankauf
(Art. 24¢ Abs. 1 und 2 Bst. a FiG)

I Als Aufwendung fiir den Ankauf anrechenbar ist das Entgelt, das einem unabhéngi-
gen Dritten fiir die zeitlich und 6rtlich beschréankte Nutzung eines unabhingig produ-
zierten Films im eigenen Medienangebot bezahlt wird.

2 Die Leistung muss aufgrund einer schriftlichen Vereinbarung mit der berechtigten
Person als Rechteinhaberin am betreffenden Film erbracht werden. Die Vereinbarung
kann sich auf einen bereits hergestellten oder auf einen noch herzustellenden Film
beziehen.

3 Die eingerdaumten Lizenzrechte miissen spétestens nach 5 Jahren, oder falls eine Ver-
langerungsoption vereinbart wurde, spétestens nach 15 Jahren an die Rechteinhaberin
zuriickfallen.

Art. 12 Anrechenbare Aufwendungen fiir die Produktion eines Auftragsfilms
(Att. 24 Abs. 1 und 2 Bst. b FiG)

I Als Aufwendung fiir die Produktion eines Auftragsfilms anrechenbar ist das Entgelt,
das einer unabhéngigen Produktionsfirma fiir die Herstellung eines Films und die
Ubertragung der Auswertungsrechte bezahlt wird.

2 Die Auswertungsrechte fiir Nutzungen ausserhalb der Medienangebote des investie-
renden Unternehmens kdnnen der Produktionsfirma verbleiben oder ihr zuriickiiber-
tragen werden, wenn der darauf entfallende Preis 10 Prozent der Herstellungskosten
nicht iibersteigt.

5/16



443.14 Filmwesen

Art. 13 Anrechenbare Aufwendungen fiir die Koproduktion
(Art. 24¢ Abs. 1 und 2 Bst. ¢ FiG)

I Als Aufwendung fiir die Koproduktion anrechenbar sind finanzielle Beitrage, die
aufgrund einer schriftlichen Vereinbarung mit einer unabhéingigen Produktionsfirma
fiir die Herstellung und die Ubertragung von Auswertungsrechten eines Films bezahlt
werden, der auf Initiative und unter der wirtschaftlichen und kiinstlerischen Verant-
wortung der unabhéngigen Produktionsfirma realisiert wird.

2 Die der Produktionsfirma verbleibenden Rechte miissen ihr eine aktive Auswertung
ausserhalb der Fernseh- oder Abrufdienste des investitionspflichtigen Unternehmens
ermoglichen.

3 Die dem investitionspflichtigen Unternehmen iibertragenen Rechte miissen spétes-
tens nach 7 Jahren, oder falls eine Verldngerungsoption vereinbart wurde, spétestens
nach 15 Jahren, an die Produktionsfirma zuriickfallen.

Art. 14 Vergiitungen an zugelassene Verwertungsgesellschaften
(Art. 24¢ Abs. 2 Bst. a FiG)

I Zahlungen an schweizerische Verwertungsgesellschaften sind in dem Umfang anre-
chenbar, in dem sie anrechenbare Schweizer Filme betreffen.

2 Zahlungen an schweizerische Verwertungsgesellschaften, die im Rahmen der frei-
willigen Kollektivverwertung erfolgen, namentlich Senderechtsentschiddigungen,
sind anrechenbar, wenn:

a. sich die Rechtewahrnehmung durch die Verwertungsgesellschaft aus einem
brancheniiblichen Mustervertrag ergibt; und

b. die Rechnungsstellung durch die Verwertungsgesellschaft gestiitzt auf einen
einheitlichen Tarif erfolgt.

Art. 15 Aufwendungen fiir die Bewerbung und Vermittlung von Filmen
bei Fernsehdiensten
(Art. 24c Abs. 2 Bst. d FiG)

I Als Aufwendungen fiir die Bewerbung und Vermittlung von Filmen schweizerischer
Herkunft oder fiir die Stirkung des Filmstandorts Schweiz sind bis maximal
500 000 Franken pro Jahr und Fernsehprogramm anrechenbar:

a. Eigenleistungen, namentlich die Zurverfligungstellung von Sendezeit im
Fernsehprogramm zur Bewerbung eines anrechenbaren unabhingig produ-
zierten Films; die Eigenleistung muss aufgrund einer Vereinbarung mit der
unabhingigen Produktionsfirma als Rechteinhaberin erbracht werden; die
Vereinbarung kann vor oder nach Fertigstellung des Filmes abgeschlossen
werden;

b. Aufwendungen fiir die Produktion filmkritischer Berichterstattung {iber neue
Filme schweizerischer Herkunft im Fernsehprogramm und allfdllige Abgel-
tungen fiir Bildrechte;
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c. Leistungen an unabhéngige filmkulturelle Organisationen, namentlich:
1. Zeitschriften und elektronische Medien, die regelmaissig iiber das aktu-
elle Filmschaffen berichten,
2. Filmarchive und Institutionen, die liberwiegend Schweizer Filme konser-
vieren und diese der Offentlichkeit zugénglich machen,

3. Filmfestivals mit nationaler Ausstrahlung,

4. Institutionen, die zur Aus- und Weiterbildung in den Filmberufen beitra-
gen,

5. Institutionen, die Schweizer Filme und anerkannte Koproduktionen im
In- und Ausland oder den Filmstandort Schweiz bewerben.

2 Eigenwerbung und Aufwendungen nach Absatz 1, welche die Nutzung der Filme in
den Fernseh- oder Abrufdiensten des investitionspflichtigen Unternehmens betreffen,
namentlich Programmhinweise, sind nicht anrechenbar.

3 Aufwendungen, die nicht in Form einer Geldleistung erfolgen, sind zu marktiibli-
chen Ansétzen anrechenbar.

4 Allfallige Gegenleistungen von Organisationen nach Buchstabe ¢ sind abzuziehen.

Art. 16 Aufwendungen flir anerkannte Filmférderungsinstitutionen
(Art. 24¢ Abs. 2 Bst. ¢ FiG)

I Als Aufwendung anrechenbar sind Zahlungen an anerkannte Filmforderungsinstitu-
tionen, die von diesen vollumfanglich zur Férderung von Drehbiichern oder der Ent-
wicklung und Herstellung von unabhéngigen Filmprojekten von Autorinnen und Au-
toren nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a FiG verwendet werden.

2 Die Institution hat den Zahlungseingang und die zweckgebundene Verwendung zu
bestétigen.

Art. 17 Anerkennung von Filmforderungsinstitutionen

I Filmférderungsinstitutionen werden vom BAK anerkannt, wenn sie in persénlicher
und organisatorischer Hinsicht Gewéhr bieten fiir eine einwandfreie Geschéftstatig-
keit, namentlich indem sie:

a. bei der Auswahl der forderbaren Filme Qualitatskriterien anwenden;

b. die Auswahl der forderbaren Filme unabhéngig von Personen und Unterneh-
men vornehmen, die mit investitionspflichtigen Unternehmen verbunden sind,
oder die in der Sache ein personliches Interesse haben, namentlich weil sie an
einem der zur Auswahl stehenden Filmprojekte beteiligt sind, oder auf andere
Weise bei der Auswahl befangen sein kdnnten;

c. das Verfahren zur Vergabe von Forderbeitrdgen fair und transparent ausge-
stalten; und

d. abgewiesene Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller auf Verlangen einen be-
griindeten Entscheid zustellen, der es ihnen erméglicht, die Uberpriifung des
Entscheids auf Rechtsverletzung und fehlerhafte Sachverhaltsfeststellung zu
verlangen.
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2 Das BAK veroffentlicht die Liste der anerkannten Institutionen auf seiner Website.

3. Abschnitt:
Massgeblicher Zeitpunkt fiir die Anrechnung von Aufwendungen

Art. 18

I Massgeblicher Zeitpunkt fiir die Anrechnung einer Aufwendung ist der Zeitpunkt
der Leistungserbringung, namentlich der Zahlung.

2 Bei Eigenleistungen von Unternehmen mit Fernsehdiensten fiir die Bewerbung und
Vermittlung von Filmen ist der Zeitpunkt der Ausstrahlung massgeblich.

4. Abschnitt: Ermittlung der massgeblichen Bruttoeinnahmen

Art. 19 Massgebliche Bruttoeinnahmen
(Art. 24b Abs. 1 FiG)

I' Als massgebliche Bruttoeinnahmen eines investitionspflichtigen Unternehmens gilt
der in der Schweiz pro Kalenderjahr erzielte Umsatz ohne Mehrwertsteuer.

2 Bei mehrwertsteuerpflichtigen Unternehmen wird auf den gegeniiber der Eidgends-
sischen Steuerverwaltung abgerechneten Umsatz abgestellt.

3 Zusammen mit der Jahresrechnung sind dem BAK Kopien der Mehrwertsteuerab-
rechnungen sowie allfillige Aufstellungen und Abgrenzungen nach Artikel 20 einzu-
reichen.

Art. 20 Ermittlung bei Unternehmen mit anderer Haupttatigkeit
(Att. 244 FiG)

1 Bei Unternehmen, die Netze betreiben, und Unternehmen, die nachweisen, dass sie
den Grossteil ihrer Bruttoeinnahmen in der Schweiz nicht mit Fernseh- oder Abruf-
diensten erzielen, wird auf die Einnahmen aus Fernseh- oder Abrufdiensten abgestellt.

2 Dazu gehdren:
a. das Entgelt fiir den Kauf oder die Miete von audiovisuellen Inhalten;

b. das Entgelt fiir Filmangebote, die im Abonnement oder gegen Bezahlung
einer Pauschale gezeigt oder angeboten werden;

c. das Entgelt fiir Werbung, die im Fernseh- oder Abrufdienst gezeigt wird;

d. das Entgelt fiir die Weitergabe oder Nutzung von Daten, die im Zusammen-
hang mit der Nutzung des Fernseh- oder Abrufdiensts erhoben werden.

3 Lisst sich der Einnahmenanteil der Fernseh- und Abrufdienste nicht verldsslich vom
Gesamtumsatz abgrenzen oder sind Medienangebote fiir das Publikum ganz oder teil-
weise kostenlos, so bemessen sich die massgeblichen Bruttoeinnahmen nach dem pro-
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zentualen Anteil des Betriebsaufwands fiir Fernseh- und Abrufdienste am gesamten
Betriebsaufwand des Unternehmens.

Art. 21 Zusammenrechnung bei Unternehmen, die miteinander
wirtschaftlich verbunden sind

I Unternehmen, die miteinander wirtschaftlich verbunden sind, namentlich durch eine
Holdingstruktur oder tiber Besitzverhiltnisse, konnen beantragen, dass ihre jeweiligen
massgeblichen Bruttoeinnahmen und die von ihnen getétigten Aufwendungen zusam-
mengerechnet werden.

2 Das BAK kann die Zusammenrechnung davon abhéngig machen, dass eine gemein-
same Vertretung besteht und die betroffenen Unternehmen sich zur Solidarhaftung
verpflichten. Die Zusammenrechnung gilt jeweils fiir eine Investitionsperiode.

4. Kapitel: Verfahren
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 22 Register
(Art. 24¢ FiG)

Das BAK fiihrt das 6ffentliche Register nach Artikel 24g FiG.

Art. 23 Registrierung

I Unternehmen mit Fernseh- oder Abrufdiensten haben sich unaufgefordert beim
BAK anzumelden.

2 Die Anmeldung muss die folgenden Informationen enthalten:

a. Name, Adresse, Geschiftszweck, Sitz und Unternehmens-Identifikations-
nummer des Unternehmens sowie, fiir juristische Personen, die Mitglieder der
Geschiftsleitung; Unternehmen ohne Sitz im Inland geben eine Zustelladresse
in der Schweiz an;

b. Artund Anzahl der Fernseh- und Abrufdienste;
c. das Geschiftsmodell;

d. die Umsitze, die in den letzten zwei Geschéftsjahren mit Fernseh- oder
Abrufdiensten in der Schweiz erzielt wurden;

e. gegebenenfalls: die Internetadressen;
f.  gegebenenfalls die fiir eine Ausnahme nach Artikel 5 erforderlichen Angaben.

3 Anderungen der Angaben nach Absatz 2 sind dem BAK innert 30 Tagen unaufge-
fordert zu melden.

4 Im Register sind die Angaben nach Absatz 2 Buchstaben a—c und e 6ffentlich ein-
sehbar.
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Art. 24 Mitteilung der Pflichten der registrierten Unternehmen

I Das BAK priift nach der Registrierung, welche gesetzlichen Pflichten dem Unter-
nehmen obliegen, und teilt ihm dies mit.

2 Ist ein Unternehmen nicht einverstanden, so erldsst das BAK eine anfechtbare Ver-
fligung.

Art. 25 Berichterstattung
(Art. 24/ FiG)

I Unternechmen mit Abrufdiensten berichten jahrlich bis 30. April des Folgejahres

unaufgefordert fiir jeden Abrufdienst iiber die Erfiillung ihrer Pflicht zur Férderung
der Angebotsvielfalt. Namentlich legen sie Unterlagen vor iiber:

die Gesamtanzahl der in der Schweiz angebotenen anrechenbaren Filme;

die in der Schweiz angebotenen anrechenbaren europdischen Filme in Form
einer Liste mit Filmtitel, Produktionsland und gegebenenfalls Filmlénge;

c. die Art und Weise, wie sie die Pflicht umsetzen, européische Filme besonders
zu kennzeichnen und ihre Auffindbarkeit zu erleichtern.

2 Unternehmen mit Fernseh- oder Abrufdiensten berichten jéhrlich bis 30. April des
Folgejahres unaufgefordert iiber die Erflillung ihrer Pflicht zur Beriicksichtigung des
unabhéngigen Schweizer Filmschaffens. Namentlich legen sie Unterlagen vor tiber:

a. die von ihnen erzielten Bruttoeinnahmen: Jahresrechnung, Mehrwertsteuerab-
rechnungen, sowie gegebenenfalls Aufstellung der Schweizer Einnahmen pro
Fernseh- und Abrufdienst und der entsprechenden Anteile am Betriebsauf-
wands nach Artikel 20;

b. die als Investitionen geltend gemachten Aufwendungen in Form von Listen
mit:
1. Angaben iiber die Art der Aufwendungen,
den Filmtiteln, den Produktionsfirmen und der Regie,
3. den Betrdgen und den Empféngerinnen oder Empfangern der Zahlung
sowie dem Rechtsgrund.

3 Unternehmen mit Fernseh- oder Abrufdiensten, die nach Artikel 5 ausgenommen
sind, berichten unaufgefordert, wenn sich die fiir ihre Ausnahmen massgeblichen Um-
stinde verdndert haben, und legen die entsprechenden Unterlagen vor.
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2. Abschnitt:
Verfahren bei der Forderung der Vielfalt des Filmangebots
von Abrufdiensten

Art. 26 Ausnahmen von der Berichterstattung

Unternehmen mit Abrufdiensten, die ihren Sitz in der Europdischen Union haben, sind
von der Berichterstattung nach Artikel 24/ Absatz 1 Buchstabe a FiG befteit, sofern
das in der Schweiz angebotene Filmangebot im Wesentlichen mit dem Filmangebot
im Sitzstaat iibereinstimmt.

Art. 27 Meldung der bezahlten Abrufe
(Art. 24i FiG)

I Unternehmen, die der Meldepflicht nach Artikel 247 FiG unterstellt sind, melden
jéhrlich bis 30. April pro Abrufdienst fiir jeden anrechenbaren langen Film, der abge-
rufen wurde:

a. den Originaltitel und die in den Amtssprachen der Schweiz verwendeten Titel;
b. die ISAN-Nummern;

c. die fiir die Gestaltung Hauptverantwortlichen, insbesondere die Regisseurin
oder den Regisseur;

&

das Filmgenre;
das Produktionsland;
die Sprachversionen, in denen der Film verfiigbar ist;

das Herstellungsjahr;

F e oo

das Startdatum der eigenen Auswertung;

die Dauer in Minuten;

—

die Inhaberin oder den Inhaber der Auswertungsrechte fiir die Schweiz, na-
mentlich die Lizenzgeberin oder den Lizenzgeber;

k. die Anzahl bezahlter Abrufe.

2 Thre bezahlten Abrufe nicht melden miissen Unternehmen:

—.

a. die den Filmkatalog von einem beim BAK registrierten anderen Unternehmen
unverdndert tibernehmen und mit diesem eine Vereinbarung iiber die Meldung
getroffen haben, sofern das andere Unternehmen die Abrufe tatséchlich mel-
det;

b. die Filme aus Programmen in- oder ausléndischer Fernsehveranstalter in der
Schweiz zeitversetzt anbieten.
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3. Abschnitt:
Verfahren bei der Beriicksichtigung des unabhéngigen
Schweizer Filmschaffens

Art. 28 Jéhrliche Kontrolle der Investitionspflicht

I Gestiitzt auf die Berichterstattung iiber die Fernseh- und Abrufdienste (Art. 25)
berechnet das BAK den Investitionsbetrag fiir das vergangene Jahr, kontrolliert die
getitigten Aufwendungen und teilt den betroffenen Unternehmen das Ergebnis seiner
Priifung mit.

2 Vor Erlass einer Verfiigung gewéhrt es den betroffenen Unternehmen das rechtliche
Gehor.

3 Kann das BAK die notwendigen Berechnungsgrundlagen nicht oder nicht mit ver-
héltnisméssigem Aufwand ermitteln, so kann es den Investitionsbetrag nach Ermessen
festsetzen.

Art. 29 Verfiigung der Ersatzabgabe

Nach Ablauf der vierjahrigen Investitionsperiode verfiigt das BAK eine allféllige
Ersatzabgabe in Hohe der Differenz zwischen den getétigten Aufwendungen und den
geschuldeten Investitionen.

Art. 30 Verdnderungen innerhalb der Investitionsperiode

I Verdndern sich die fiir die Investitionspflicht massgeblichen Verhiltnisse bei einem
Unternehmen innerhalb der vierjdhrigen Investitionsperiode wesentlich, namentlich
wegen Umstrukturierung, Geschiftsaufgabe, Umsatzeinbruch oder Konkurs, so er-
stellt es unaufgefordert eine Zwischenabrechnung zuhanden des BAK und legt die
massgeblichen Dokumente bei.

2 st eine Aufteilung oder Ubernahme der Investitionspflicht oder der erfolgten anre-
chenbaren Aufwendungen nicht vorgesehen oder nicht moglich, wird eine allféllige
Ersatzabgabe aufgrund der Zwischenabrechnung fiir den entsprechend verkiirzten
Abrechnungszeitraum verfiigt.

Art. 31 Félligkeit der Ersatzabgabe und Verzugszins
! Die Ersatzabgabe wird mit Rechtskraft der Verfiigung féllig.

2 Die Zahlungsfrist betrégt 30 Tage ab Falligkeit. In besonderen Féllen kann das BAK
die Zahlungsfrist verldngern.

3 Nach Ablauf der Zahlungsfrist setzt das BAK der gebiihrenpflichtigen Person
schriftlich oder in einer anderen Form, die den Nachweis durch Text ermdglicht, eine
Nachfrist von 20 Tagen. Sie weist die gebiihrenpflichtige Person darauf hin, dass nach
Ablauf der Nachfrist die Eidgendssische Finanzverwaltung mit dem Eintreiben der
Forderung beauftragt wird.

4Mit dem Ansetzen der Nachfrist wird die gebiihrenpflichtige Person in Verzug
gesetzt. Der Verzugszins betrégt fiinf Prozent.
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Art. 32 Verjéhrung der Ersatzabgabe
I Die Ersatzabgabe verjdhrt fiinf Jahre nach Eintritt der Falligkeit.

2 Die Verjahrung wird durch jede Verwaltungshandlung unterbrochen, mit der die
Gebiihrenforderung bei der gebiihrenpflichtigen Person geltend gemacht wird.

3 Mit der Unterbrechung beginnt die Verjdhrung von Neuem.

5. Kapitel: Vollzugsorgane und iibrige Verfahrensbestimmungen

Art. 33 Datenerfassung und Statistik

I Das Bundesamt fiir Statistik (BFS) ist zusténdig fiir die Erfassung der Daten nach
Artikel 24i FiG sowie nach Artikel 27 Absatz 1 dieser Verordnung.

2 Das BFS stellt die Daten zusammen, die massgebend sind fiir die Analyse der
Angebotsvielfalt und die Kontrolle, ob die Pflicht zur Férderung der Vielfalt des
Filmangebots eingehalten wird. Es iibermittelt diese in einer nicht anonymisierten
Form dem BAK.

Art. 34 Formulare

1 Das BAK und das BFS konnen fiir die Registrierung nach Artikel 23, die Meldung
der bezahlten Abrufe nach Artikel 27 Absatz 1 und die jéhrliche Berichterstattung
nach Artikel 25 Formulare zur Verfiigung stellen.

2 Sie sorgen dafiir, dass die notwendigen Angaben auch elektronisch eingereicht wer-
den koénnen.

3 Wo Formulare bestehen, sind diese zu benutzen.

Art. 35 Auskiinfte und Revision eingereichter Abrechnungen

1 Das BAK kann zusitzliche Auskiinfte und Belege verlangen und Auskiinfte bei kan-
tonalen Behdrden und Bundesbehorden einholen.

2 Sind die Jahresrechnung, die Aufstellungen nach Artikel 20, die Zwischenabrech-
nungen nach Artikel 30 oder die Abrechnungen iiber Aufwendungen fiir Filme
schweizerischer Herkunft nicht durch eine unabhéngige und als Revisorin nach dem
Revisionsaufsichtsgesetz vom 16. Dezember 20057 zugelassene Person oder Treu-
handfirma gepriift, so kann das BAK die Angaben des Unternehmens durch ein unab-
héngiges Revisionsunternehmen vor Ort priifen lassen.

3 Prifungen von Abschliissen durch ausldndische Revisorinnen oder Revisoren gelten
als gleichwertig, wenn die Anforderungen, die im entsprechenden Land an sie gestellt
werden, vergleichbar sind mit den Anforderungen, die an schweizerische Revisorin-
nen und Revisoren gestellt werden, namentlich hinsichtlich Unabhéngigkeit und
Unbefangenheit. Das BAK kann eine entsprechende Bestitigung der Revisorin oder
des Revisors verlangen.

7 SR 221.302
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4 Stellt die Revisorin oder der Revisor bei einer Priifung nach Absatz 2 wesentliche
Unstimmigkeiten fest, so kann das BAK das Unternehmen verpflichten, die Kosten
der Revision zu iibernechmen.

6. Kapitel: Vertraulichkeit und Information der Offentlichkeit

Art. 36 Vertraulichkeit

I Die dem BAK gemeldeten oder von ihm eingeholten Geschiftszahlen, namentlich
Angaben iiber die Bruttoeinnahmen, den Betriebsaufwand und die getéitigten Aufwen-
dungen sowie die Anzahl bezahlter Abrufe, sind vertraulich.

2 Sie konnen, unter Vorbehalt der Bestimmungen iiber die Akteneinsicht im Verwal-
tungsverfahren nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. Dezember 19688, nur
mit Einverstdndnis des Unternehmens, von dem sie stammen, eingesehen werden.

3 Artikel 35 und 37 sind vorbehalten.

Art. 37 Information der Offentlichkeit

1 Das BFS publiziert jihrlich eine Ubersicht iiber:
a. die abgerufenen Filme nach Produktionsland und Filmgenre;
b. die Abrufe nach Geschéftsmodell.

2 Das BAK publiziert jahrlich:

a. welche Unternehmen mit welchen Abrufdiensten die Quote fiir europiische
Filme von mindestens 30 Prozent erfiillen und welche nicht, und wie die
europdischen Filme besonders gekennzeichnet werden;

b. die Summe der von Unternehmen mit Fernseh- oder Abrufdiensten zur
Abrechnung gebrachten Aufwendungen nach deren Art;

die Summe der aufgeschobenen Investitionen;
d. die Summe der eingenommenen Ersatzabgaben;

e. die Verwendung der Ersatzabgabe durch das BAK.

7. Kapitel: Schlussbestimmungen

Art. 38 Anderung eines anderen Erlasses
9

& SR172.021
9  Die Anderung kann unter AS 2023 533 konsultiert wird.
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Art. 39 Ubergangsbestimmungen

I Die Pflicht von Fernsehveranstaltern mit einem nationalen oder sprachregionalen
Programmangebot zur Férderung des Schweizer Films richtet sich bis zum 31. De-
zember 2023 nach Artikel 7 RTVGI0 in der Fassung vom 26. September 201411, Zu-
standig fiir die Kontrolle ist das Bundesamt fiir Kommunikation.

2 Aufwendungen, die gestiitzt auf Artikel 7 Absatz 2 RTVG in der Fassung vom
26. September 2014 vom Bundesamt fiir Kommunikation angerechnet wurden, sind
nicht als Aufwendungen nach dem FiG anrechenbar.

3 Fiir die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehenden Unternehmen mit Fernseh-
oder Abrufdiensten beginnt die vierjédhrige Investitionsperiode nach Artikel 245 FiG
am 1. Januar 2024.

4 Registrierungspflichtige Unternehmen miissen sich innert 90 Tagen nach Inkrafttre-
ten dieser Verordnung anmelden.

5 Die Meldung der bezahlten Abrufe nach Artikel 27 Absatz 1 durch die Unternehmen
mit Abrufdiensten gilt fiir Filme, die ab 1. Januar 2024 ausgewertet werden.

Art. 40 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

10 SR 784.40
11 AS 20162131

15/16



443.14 Filmwesen

16/ 16



	1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen
	1. Abschnitt: Gegenstand
	Art. 1

	2. Abschnitt: Begriffe
	Art. 2 Anrechenbare Filme
	Art. 3 Weitere Begriffe

	3. Abschnitt: Geltungsbereich
	Art. 4 Nicht unterstellte Unternehmen
	Art. 5 Ausgenommene Unternehmen


	2. Kapitel: Förderung der Vielfalt des Filmangebots von Abrufdiensten
	Art. 6  Europäische Filme
	Art. 7 Berechnung des Anteils europäischer Filme

	3. Kapitel:  Berücksichtigung des unabhängigen Schweizer Filmschaffens
	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
	Art. 8 Filme schweizerischer Herkunft
	Art. 9 Unabhängige Dritte

	2. Abschnitt: Anrechenbare Aufwendungen
	Art. 10 Anrechenbare Aufwendungen für Filme
	Art. 11 Anrechenbare Aufwendungen für den Ankauf
	Art. 12 Anrechenbare Aufwendungen für die Produktion eines Auftragsfilms
	Art. 13 Anrechenbare Aufwendungen für die Koproduktion
	Art. 14 Vergütungen an zugelassene Verwertungsgesellschaften
	Art. 15  Aufwendungen für die Bewerbung und Vermittlung von Filmen bei Fernsehdiensten
	Art. 16 Aufwendungen für anerkannte Filmförderungsinstitutionen
	Art. 17  Anerkennung von Filmförderungsinstitutionen

	3. Abschnitt:  Massgeblicher Zeitpunkt für die Anrechnung von Aufwendungen
	Art. 18

	4. Abschnitt: Ermittlung der massgeblichen Bruttoeinnahmen
	Art. 19 Massgebliche Bruttoeinnahmen
	Art. 20  Ermittlung bei Unternehmen mit anderer Haupttätigkeit
	Art. 21 Zusammenrechnung bei Unternehmen, die miteinander wirtschaftlich verbunden sind


	4. Kapitel: Verfahren
	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
	Art. 22 Register
	Art. 23  Registrierung
	Art. 24 Mitteilung der Pflichten der registrierten Unternehmen
	Art. 25 Berichterstattung

	2. Abschnitt:  Verfahren bei der Förderung der Vielfalt des Filmangebots von Abrufdiensten
	Art. 26  Ausnahmen von der Berichterstattung
	Art. 27 Meldung der bezahlten Abrufe

	3. Abschnitt:  Verfahren bei der Berücksichtigung des unabhängigen Schweizer Filmschaffens
	Art. 28 Jährliche Kontrolle der Investitionspflicht
	Art. 29 Verfügung der Ersatzabgabe
	Art. 30 Veränderungen innerhalb der Investitionsperiode
	Art. 31 Fälligkeit der Ersatzabgabe und Verzugszins
	Art. 32 Verjährung der Ersatzabgabe


	5. Kapitel: Vollzugsorgane und übrige Verfahrensbestimmungen
	Art. 33 Datenerfassung und Statistik
	Art. 34 Formulare
	Art. 35  Auskünfte und Revision eingereichter Abrechnungen

	6. Kapitel: Vertraulichkeit und Information der Öffentlichkeit
	Art. 36  Vertraulichkeit
	Art. 37 Information der Öffentlichkeit

	7. Kapitel: Schlussbestimmungen
	Art. 38 Änderung eines anderen Erlasses
	Art. 39 Übergangsbestimmungen
	Art. 40 Inkrafttreten


